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1. ANLASS UND ZIEL DER PLANAUFSTELLUNG SOWIE PLA-

NUNGSERFORDERNIS 

Die Gemeinde Thumby befindet sich auf der Halbinsel Schwansen im Naturraum 
Schleswig-Holsteinisches Hügelland und im Kreis Rendsburg-Eckernförde- Das Ge-
meindegebiet erstreckt sich südlich der Schlei und ist im Osten und Süden von der 
Ostsee umgeben. Zu den umliegenden Gemeinden gehören Rieseby, Boren, Raben-
kirch-Faulück, Winnemark, Dörphof, Damp und Holzdorf. 

Die naturnahen Strände und Steilküsten locken jährlich eine Anzahl an Touristen auf 
die Halbinsel. Zudem befinden sich hier noch eine Vielzahl an historischen Höfen, Her-
renhäusern und Schlössern, welche zum Teil ebenfalls touristisch erschlossen sind. 
Die Urlaubsregion bietet außerdem einen 42 km langen Abschnitt des Ostseeradwe-
ges sowie viele familienfreundliche Ferienquartiere. 

Zur Erreichung der Klimaschutzziele Schleswig-Holsteins wird eine langfristige Um-
stellung der Energieversorgung auf erneuerbare Energieträger gefördert. Dies dient 
zudem der Reduzierung von Treibausgasemissionen und in ländlichen Räumen einer 
regionaleren Versorgung [LEP 2021, B. 6, S. 370]. Die Speicherung und Umwandlung 
von erneuerbarem Strom sollen insbesondere die Nutzung von diesem in den Sekto-
ren Strom, Wärme und Mobilität erleichtern und erhöhen [LEP 2021, G. 4.5, S. 227]. 

Die Firma enerpeak GmbH mit Hauptsitz in der Gemeinde Gräfelfing, Oberbayern, ist 
als Projektentwickler und Systemintegrator für netzgebundene Großbatteriespeicher-
systeme (BESS) tätig. 

Für die Gemeinde Thumby bedeutet der Bau eines BESS eine Erhöhung der Versor-
gungssicherheit und die Integration erneuerbarer Energien, eine zukunfts- und be-
darfsorientierte Standortentwicklung und einen langfristigen Gewerbesteuerbeitrag. 
Die Vorhabenfläche liegt außerdem entlang einer Hochspannungsleitung der Schles-
wig-Holstein Netze, welche im 110kV Netz einen wichtigen Strang des Betreibers dar-
stellt. Eine Einbindung eines BESS bedeutet eine Entlastung und Stärkung dieses Net-
zes und ermöglicht im Landkreis eine bessere Aufnahme erneuerbarer Energieerzeu-
gung. 

Zur baurechtlichen Absicherung des Sondergebietes Energiespeicher hat die Ge-
meinde Thumby am 09.06.2026 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 5 „Energiespeicher Thumby“ beschlossen. 
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2. PLANUNGSGRUNDLAGEN 

2.1. Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlagen für die Aufstellung des vorhabenbezogene Bebauungsplans Nr. 5 
der Gemeinde Thumby sind die folgenden Gesetze und Verordnungen in der jeweils 
geltenden Fassung: 

Der Bebauungsplan wird aufgestellt auf Grundlage des Baugesetzbuches in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. I 189), der Baunut-
zungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. I 176) und der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 
05. Juli 2024 (letzte berücksichtigte Änderung: § 58a neu gefasst durch Art. 5 v. 
13.12.2024, GVOBl. S. 875, 928).  

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist zusätzlich zur Planung auch eine Umweltprüfung durch-
zuführen. Die Ergebnisse dieser Umweltprüfung sind in einem Umweltbericht nach § 
2a BauGB zusammenfassend dargelegt, der einen gesonderten Bestandteil dieser Be-
gründung darstellt. 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 5 wird gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus der 
Änderung des Flächennutzungsplanes entwickelt. Die 2. Änderung des Flächennut-
zungsplanes geschieht gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren. 

2.2. Erneuerbare-Energien-Gesetz EEG 2023 

§ 2 Besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien: 

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den zugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Gesundheit 
und Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausneutral ist, 
sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführen-
den Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. 

Das Vorhaben „Batteriespeicher Thumby“ entspricht den Zielen des EEG und dient 
somit der Umsetzung der gesetzlich festgeschriebenen Ziele der Bundesrepublik 
Deutschland zu einer Transformation hin zur Treibhausneutralität. 

2.3. Übergeordnete und vorangegangene Planungen 

2.3.1. Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich 
aus der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den Landesent-
wicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 
2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409) sowie dem Regionalplan für den Planungsraum III 
(2000). 

Um dem Ziel der flächendeckenden Versorgung mit erneuerbaren Energien einen 
Schritt näher zu kommen, plant die Firma enerpeak GmbH die Errichtung und den 
Betrieb eines netzgebundenen Großbatteriespeichersystems (BESS). Für die Ge-
meinde leitet sich aus den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung heraus, die ge-
meindliche Wirtschaftsentwicklung und Nutzung erneuerbarer Energien voranzutrei-
ben. Durch die gesetzlich verpflichtete Abführung von 90% der Gewerbesteuer profi-
tiert Thumby als Standortgemeinde. Zudem können perspektivisch geplante PV-
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Freiflächen und Windkraftanlagen in der Region von den Synergieeffekten profitieren, 
da Abschaltzeiten reduziert und weiterer Netzausbaubedarf verringert werden können. 

Mit der Ausweisung eines Sondergebietes Energiepark erfüllt die Gemeinde somit ei-
nes der wichtigsten Ziele der Raumordnung und Landesplanung. 

Landesentwicklungsplan 

Die auf der Halbinsel Schwansen befindliche Gemeinde Thumby erfüllt im Landesent-
wicklungsplan keine überörtliche Funktion. Sie befindet sich außerhalb des 10-km-
Umkreises des Mittelzentrums Eckernförde und auch im Bereich Naturschutz wird 
Thumby nicht als Vorranggebiet eingestuft. Die aufgrund ihrer Strände, Steilküsten, 
Schlösser und Fahrradwegen bei Tourist*innen beliebte Halbinsel ist im Landesent-
wicklungsplan im Ostseebereich als Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung 
eingeordnet. Der an der Schlei angrenzende Teil der Halbinsel ist als Entwicklungs-
raum für Tourismus und Erholung klassifiziert, dazu gehört auch ein Teil der Gemeinde 
Thumby. 

Südlich der Gemeinde befindet sich die Bahnverbindung von Kiel nach Flensburg, über 
Gettorf, Eckernförde, Süderbrarup und Sörup. Landesweit soll sich der Schienenver-
kehr hinsichtlich der Struktur und Bedienung auf einen erheblichen Verkehrszuwachs 
ausgerichtet werden. Verkehrlich ist Thumby über die B 203 in den Norden nach Kap-
peln und im Süden nach Eckernförde angeschlossen. 

Die Fortschreibung des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein setzt klare Ziele 
zum Klimaschutz, Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und der Stärkung ländli-
cher Räume. Erneuerbare Energien sollen in den Bereichen Strom, Wärme und Mobi-
lität mittelfristig maßgebliche und langfristig ausschließliche Ressource werden. Für 
die Umsetzung hierfür bedarf es der Errichtung von Erneuerbare-Energien-Anlagen, 
der Energieeinsparung, der Energieeffizienz sowie einem zukunftsfähigen Energielei-
tungsnetz und -speicherinfrastruktur [LEP 2021, G. 4.5, S. 226].  

Die Nutzung erneuerbarer Energien trägt zudem zur Daseinsvorsorge in ländlichen 
Räumen und zur Ermöglichung gleichwertiger Lebensverhältnisse in sämtlichen Teil-
bereichen Schleswig-Holsteins bei [LEP 2021, G. 5, S. 322]. Die Förderung der Digi-
talisierung soll dazu beitragen, bestehende infrastrukturelle Nachteile zu verringern 
und ländliche Räume zu zukunftsfähigen, lebenswerten und wirtschaftlich erfolgrei-
chen Standorten zu machen [LEP 2021, B. 5, S. 325]. 

Der Landesentwicklungsplan schreibt vor, dass insbesondere im Außenbereich die 
Belange der Bevölkerung sowie des Klima-, Umwelt-, Landschafts-, Boden-, Gewäs-
ser-, Natur- und Artenschutzes frühzeitig zu berücksichtigen sind [LEP 2021, G 4.5, S. 
227]. Der Bau eines Batteriespeichers im Außenbereich trägt einen wichtigen Beitrag 
zur kommunalen und regionalen Energieversorgung bei, welche klimaverträglich und 
sparsam ist. Zudem wird durch die vermehrte Nutzung industrieller Abwärme und 
Energiespeicher erheblich zur Verbesserung des Energienutzungsgrades beigetragen 
[LEP 2021, B. 4.5, S. 235]. 
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Abbildung 1: Ausschnitt aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 
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Regionalplan 

Der Regionalplan für den Planungsraum II bestätigt größtenteils die Aussagen des 
Landesentwicklungsplans. Dabei erfüllt die Gemeinde keine überörtliche Funktion und 
ist Entwicklungsgebiet für Tourismus und Erholung. Im Regionalplan sind zudem die 
Gemeinden Rieseby und Damp als Gemeinden mit ergänzender überörtlicher Versor-
gungsfunktion klassifiziert. Südöstlich der Gemeinde befindet sich ein Vorbehaltsge-
biet für den Grundwasserschutz und entlang der Schleiküste befindet sich ein Gebiet 
mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft sowie ein Gebiet mit besonderer 
Bedeutung für Tourismus und Erholung. Die Ostseeküste entlang zieht sich ein Ord-
nungsraum für Tourismus und Erholung. 

 

Abbildung 2: Auszug aus dem Regionalplan Schleswig-Holsteins 
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Landschaftsrahmenplan  

Die Gemeinde liegt im Bereich des Landschaftsrahmenplans für den Planungsraum II. 
Dieser gliedert sich in drei Hauptkarten. 

Karte 1 stellt südlich der Gemeinde Thumby sowie südlich von Rieseby ein Trinkwas-
sergewinnungsgebiet dar. In der Region um Thumby herum befinden sich zudem ei-
nige Waldgebiete sowie Verbundachsen von Schutzgebiets- und Biotopverbundsyste-
men. Insbesondere in der Küstenregion der Halbinsel Schwansen befinden sich meh-
rere europäische Vogelschutzgebiete und Gebiete mit gemeinschaftlicher Bedeutung 
(FFH-Gebiet). 

 
Abbildung 3 Ausschnitt aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holsteins, Karte 1 

 

Karte 2 stellt insbesondere Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 Abs. 1 BNatschG 
i.V.m. § 15 LNatSchG dar, hierin befindet sich auch die Gemeinde Thumby. Zudem 
stellt die Karte jene Gebiete dar, die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung 
nach § 26 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG als Landschaftsschutzgebiet erfül-
len, sowie Naturparks gemäß § 27 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 16 LNatSchG. Die Küs-
tenregion ist von Gebieten mit besonderer Erholungseignung geprägt und im Landin-
neren der Halbinsel befinden sich mehrere Wälder. 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holsteins, Karte 2 

Karte 3 stellt ebenfalls Wälder dar und differenziert noch zwischen Wäldern größer 
als 5 ha gemäß ALKIS 2019. Einige Gebiete an der Küste sind als Küstenhochwas-
serrisikogebiete gekennzeichnet; dies betrifft insbesondere die Region nördlich der 
Gemeinde Damp. Westlich von Rieseby und Gammelby befinden sich oberflächen-
nahe Rohstoffe und vereinzelt sind auf dem Kartenausschnitt Geotope vernommen. 
Ebenfalls dargestellt sind klimasensitive Böden, welche im gesamten Ausschnitt im-
mer wieder vorkommen.

 

Abbildung 5: Ausschnitt aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holsteins, Karte 3 
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Der Landschaftsrahmenplan klassifiziert die Halbinsel Schwansen als Schleswig-Hol-
steinisches Hügelland. Dieses entstand zur Weichseleiszeit und weist partiell ein stark 
ausgeprägtes Oberflächenrelief auf. Ausgeprägte Beispiele dafür sind die Stauchmo-
ränen der Hüttener- und Duvenstedter Berge. Mit einer Höhe von bis knapp über 100 
Meter ragen sie deutlich über die westlich angrenzenden, nur ca. 10 Meter hohen Flä-
chen aus der Schleswiger Vorgeest [LRP 2020, Kapitel 1.5, S. 23]. 

Weitere landschaftliche Leitbilder der Halbinsel sind die naturnahen Buchenwaldge-
biete, Seen mit natürlichen Seeuferzonen, charakteristische Knicksysteme, durchge-
hende Talzüge mit naturnahen Fließgewässern sowie offene bis halboffene natürliche 
bis halbnatürliche Biotopkomplexe auf Magerstandorten. [LRP 2020, Kapitel 3, S. 153]. 

2.3.2. Landschaftsplan 

Im Landschaftsplan der Gemeinde Thumby aus dem Jahr 2000 ist das Plangebiet nicht 
gesondert gekennzeichnet. Das Gebiet südlich der Vorhabenfläche ist als Entwicklung 
und Wiederherstellen von Lebensräumen gekennzeichnet und weiter südlich davon 
befindet sich ein Gebiet für den Umbau mit einheimischen, standortgerechten Laub-
gehölzen. 

 
Abbildung 6: Ausschnitt des Landschaftsplans (Entwicklung) der Gemeinde Thumby 
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2.3.3. Flächennutzungsplan 

Parallel zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, wird der Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Thumby geändert. Hierbei handelt es sich um die zweite Änderung. 

Der im Jahr 2025 in Kraft getretene Flächennutzungsplan der Gemeinde stellt die Flä-
che des Plangebietes bereits als Sonstiges Sondergebiet dar, allerdings mit der 
Zweckbestimmung Photovoltaik. Mit der 2. Änderung wird der Geltungsbereich zum 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Energiepark“ angepasst, damit die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 
„Energiespeicher Thumby“ erfüllt sind. 

 
Abbildung 7: Ausschnitt des Flächennutzungsplans der Gemeinde Thumby (2025) 
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3. PLANGEBIET 

3.1. Lage 

Die Gemeinde Thumby befindet sich auf der Halbinsel Schwansen, ca. 13 km nord-
östlich von Eckernförde und ca. 23 km östlich von Schleswig. Verkehrlich ist Thumby 
im Osten an die B 203 Richtung Norden und Süden angebunden. 

Das Plangebiet selbst befindet sich ca. 200 m westlich der Hofstätte Neuteich, in süd-
westlicher Lage der Gemeinde Thumby, auf dem Flurstück 12/2, Flur 3, der Gemeinde 
und Gemarkung Thumby. 

 

Abbildung 8: Lage des Plangebietes 
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3.2. Geltungsbereich und Bestandssituation 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5 befindet sich 
innerhalb des Flurstückes Nr. 12/2, Flur 3, Gemarkung Thumby im Südwesten der 
Gemeinde Thumby. Das Flurstück hat eine Gesamtgröße von ca. 80.000 m², von de-
nen für das Vorhaben eine Verwendung von ca. 21.000 m² geplant ist. 

Zum aktuellen Zeitpunkt wird die Fläche als Ackerland genutzt. Sie befindet sich au-
ßerhalb von Natur- und Landschaftsschutzgebieten und hochwassergefährdeten Be-
reichen. Die Erschließung erfolgt über eine Verlängerung der Straße Neuteich sowie 
die gleichnamige Hofstätte im Norden. 

Südlich des Geltungsbereiches befinden sich zwei Wälder. Der Abstand des Geltungs-
bereiches zum Wald beträgt gemäß § 24 Landeswaldgesetz 30 m, welcher mit der 
vorliegenden Planung eingehalten wird. Die Waldflächen bieten für den entsprechen-
den Bereich eine gute Sichtverschattung. 

Am 27.04.2023 beschloss die Gemeinde Thumby die Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 3 „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik“. Im Anschluss 
daran wurde die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange durchgeführt, 
das Projekt wurde anschließend jedoch nicht weiterverfolgt und das Verfahren ruht. 
Inzwischen hat sich die enerpeak GmbH dazu entschlossen, den bestehenden Flä-
chennutzungsvertrag sowie sämtliche Rechte aus dem Bauleitplanverfahren vom Vor-
habenträger der PV-Entwicklung zu erwerben, um darauf ein Batteriespeicherenergie-
system (BESS) zu entwickeln und die PV-Entwicklung potentiell in der Zukunft zu rea-
lisieren. 

Gemeinsam mit der Amtsverwaltung Schlei-Ostsee wurde in einem Abstimmungsge-
spräch mit allen Beteiligten die weitere Vorgehensweise erörtert. Dabei wurde ent-
schieden, das Batteriespeicherprojekt vorerst zu fokussieren. 

Da das BESS im geltenden Flächennutzungsplan bereits als Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaik“ dargestellt ist, ist die Ausweisung eines Bebauungs-
planes Sondergebiet Energiespeicher auf dieser Grundlage nicht möglich. Daher sol-
len nun in einem gesonderten Verfahren die Aufstellungsbeschlüsse für ein Parallel-
verfahren zur 2. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 5 „Energiespeicher Thumby“ gefasst werden. 

Im Rahmen der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes soll die Fläche künftig als 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Energiepark“ gemäß § 11 BauNVO darge-
stellt werden. Dadurch wird im Hinblick auf die zukünftige Entwicklung erneuerbarer 
Energien ein größerer planerischer Gestaltungsspielraum geschaffen. 

Was den restlichen Geltungsbereich des ursprünglichen Bebauungsplans Nr. 3 „Son-
dergebiet Freiflächenphotovoltaik“ angeht, bestehen weiterhin die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen, bei Bedarf das Bauleitplanverfahren wieder aufzunehmen. 

Die Aufstellungsbeschlüsse für den ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 4 sowie die 1. 
Änderung des Flächennutzungsplanes werden aufgelöst. 
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3.3. Standortalternativenprüfung 

Die Firma enerpeak GmbH hat sich im Vorwege gemeinsam mit der Gemeinde 
Thumby ausgiebig mit der Standortwahl für ein Sondergebiet Energiepark befasst. Da-
bei sind sowohl die in Kapitel 2 aufgeführten Ziele der Raumordnung als auch erschlie-
ßungstechnische Aspekte sowie die jeweiligen Verfügbarkeiten miteinander in Ein-
klang zu bringen. Voraussetzungen für sowohl die planungsrechtliche und die bauliche 
Machbarkeit für das geplante Bauvorhaben sind folgende: 

• ausreichender Abstand zu Wohnsiedlungen 

• landschaftlich abgelegen 

• kein Natur- oder Landschaftsschutzgebiet 

• kein hochwassergefährdeter Bereich 

• passende Bodenbeschaffenheiten 

• gute Erschließbarkeit 

Der gewählte Standort befindet sich mit einem Abstand von ca. 200 m zum nächsten 
Wohnhaus (Hofstätte Neuteich) weit genug weg, damit gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse gewährleistet werden können. Trotzdem besteht ein räumlicher Zusam-
menhang und eine Arrondierung des Siedlungsbildes ist nicht zu befürchten. Das Plan-
gebiet befindet sich weder in einem Natur- oder Landschaftsschutzgebiet noch sind 
die Anlagen in einem hochwassergefährdeten Bereich vorgesehen. Die Erschließung 
kann über eine Verlängerung der Hofzuwegung erfolgen und die Vorhabenfläche ist 
mit einem langjährigen Pachtvertrag (20 + 5 + 5 Jahre gesichert). In der Nähe befindet 
sich eine Hochspannungsleitung der SH-Netz. 

Zudem ist die Fläche südlich des Plangebietes als Vorranggebiet für die Windenergie 
gekennzeichnet. Somit besteht hier eine räumliche Verknüpfung sowie potentielle Sy-
nergieeffekte. 

Die Lage hinter einem Hügel sowie geplante Eingrünungsmaßnahmen bestehend aus 
mehrreihigen knicktypischen Gehölzen sorgen dafür, dass der Batteriespeicher von 
dem Dorfkern aus nicht ersichtlich sein wird. Die Beeinträchtigung des Landschaftsbil-
des wird somit auf ein Minimum begrenzt. 

Es ist ersichtlich, dass der gewählte Standort die verschiedenen Aspekte und Kriterien 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung nachhaltig miteinander in Einklang 
bringt. Hierzu zählen insbesondere ein den Zielen der Raumordnung entsprechender 
Standort in städtebaulich integrierter Lage, geeignete Bauverhältnisse sowie eine ent-
sprechende Verfügbarkeit. 

Daher ist aus Sicht der Gemeinde der Standort des Plangebietes sinnvoll gewählt. 
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4. PLANUNGSINHALT UND FESTSETZUNGEN 

4.1. Vorhabenbeschreibung 

Der vorliegende Vorentwurf sieht den Bau eines netzgebundenen Großbatteriespei-
chers vor, welcher sich in südwestlicher Ortslage der Gemeinde Thumby befinden soll. 
Dieser dient der Erhöhung der Versorgungssicherheit und Integration erneuerbarer 
Energien. 

Neben der Anordnung von Batteriespeichern, behaust in Containern, sollen auf der 
Vorhabenfläche die erforderlichen Nebenanlagen wie etwa Transformatoren, Schalt-
anlagen, Wechselrichter und Betriebsgebäude werden. Voraussetzungen für die Er-
richtung einer Batteriespeicheranlage können grundsätzlich wie folgt definiert werden: 

- eine verfügbare und passende (insbes. Größe, Topografie) Vorhabenfläche 

- Ausreichende Kapazität im Stromnetz mit einer Stromnetz-Anbindungsmöglich-

keit in räumlicher Nähe zur Vorhabenfläche 

- Netzkapazitätsreservierung des regional verantwortlichen Netzbetreibers 

- technische Auslegung der Batteriespeicheranlage nach den Regeln der Tech-

nik und eines sicheren Stromnetzbetriebs 

Diese Voraussetzungen können planungstechnisch erfüllt werden. Darüber hinaus 
lässt der geplante Geltungsbereich genügend Spielraum für eine potenzielle Erweite-
rung in der Zukunft. 

Bis auf geplante Wartungen oder unvorhergesehene Unterbrechungen wird der Spei-
cher in ständiger Betriebsbereitschaft sein. Die netztechnische Überwachung erfolgt 
automatisiert über die SH-Netz und die Einsatzsteuerung erfolgt ebenfalls ferngesteu-
ert und automatisiert über eine Betriebszentrale. 

Ziel des Vorhabens ist es, eine funktional sinnvolle und landschaftlich möglichst wenig 
beeinträchtigende bauliche Lösung zu schaffen, die Nachhaltigkeit und Funktionalität 
verbindet - ressourcenschonend, standortgerecht und zukunftsfähig. 

Die Netzanbindung des Speichers erfolgt über ein eigenes Umspannwerk direkt an 
einem Mast des 110 kV Netzes der SH-Netz. Die Festlegung des Anschlussmast ist 
derzeit mit der SH-Netz in Abstimmung. Die Genehmigung des Umspannwerkes er-
folgt gemäß § 35 BauGB und befindet sich daher nicht im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. 5. 

Eine Kumulation von Leitungen oder Masten im Bereich von Natura 2000 Gebieten ist 
auszuschließen. Für die vorliegende Planung und insbesondere das geplante Um-
spannwerk sind keine Errichtung neuer Masten notwendig, denn der Anschluss erfolgt 
an bestehende Masten. Der Speicher selbst wird mit unterirdischen Kabeln an das 
Umspannwerk angeschlossen und die Anbindung des Umspannwerkes erfolgt über 
eine Mittelspannungsleitung, welche in einer Erdverkabelung geplant ist. 

4.2. Klimaschutz 

Das Baugesetzbuch fordert in § 1 Abs. 5, dass Bauleitpläne eine nachhaltige städte-
bauliche Entwicklung gewährleisten, die die sozialen, wirtschaftlichen und umwelt-
schützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generatio-
nen miteinander in Einklang bringt. Gleichzeitig sollen sie dazu beitragen, eine men-
schenwürdige Umwelt zu sichern, natürliche Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. 
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Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen insbeson-
dere die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu berücksichtigen. 

§ 1a BauGB konkretisiert diese abwägungspflichtigen umweltschützenden ökologi-
schen Belange, wobei insbesondere § 1a Abs. 5 BauGB die Erfordernisse des Klima-
schutzes deutlich hervorhebt. 

Im Rahmen dieser Berücksichtigung des Schutzguts Klima besitzen Kommunen daher 
bei der Aufstellung von Bauleitplänen verschiedene Steuerungsinstrumente, welche 
einen Beitrag zum Klimaschutz leisten können. 

Bereits mit der BauGB-Novelle 2004 wurde u. a. die Nutzung erneuerbarer Energien 
als städtebaulicher Belang bestimmt (§ 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB). Mit der vorliegenden 
Planung kann die Gemeinde Thumby dem gerecht werden. 

4.3. Erschließung und Infrastruktur 

4.3.1. Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche sowohl fußläufige Erschließung erfolgt über eine Verlängerung der 
sich in Osten des Plangebietes befindlichen Straße Neuteich und über die gleichna-
mige Hofstätte. 

4.3.2. Technische Infrastruktur 

Die äußere Erschließung des Gebietes wird über die entsprechenden Infrastrukturen 
(Telekommunikation-, Elektrizität-, Wasser- und Abwasserleitungen sowie Abfallbesei-
tigung, etc.) sichergestellt. 

Abfallentsorgung und Abfallbeseitigung 

Mit Abfällen ist nicht zu rechnen. Die bei Wartungsarbeiten anfallenden Abfälle werden 
unmittelbar vom Betreiber entsorgt. 

Strom 

Die Batteriespeicher werden über ein vom Betreiber zu errichtendes Umspannwerk an 
einem nah gelegenen Strommast an das Stromnetz angeschlossen. 

Telekommunikation 

Eine Versorgung des Planungsbereiches mit Telekommunikationseinrichtungen ist er-
forderlich und vorgesehen. Zugänge zum Internet sollen als Standleitung ausgeführt 
werden. 

Eine Anbindung an das Telekommunikationsnetz der Deutsche Telekom ist durch eine 
rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung des Vorhabenträgers mit der Telekom 
erforderlich. 

Es besteht seitens der Telekom keine Verpflichtung den Batteriespeicher an das öf-
fentliche Telekommunikationsnetz der Telekom Deutschland GmbH anzuschließen. 
Sofern nach den technischen Regeln für die Anbindung von Batteriespeicheranlagen 
an das Stromnetz zulässig und vorteilhaft, kann eine Telekommunikationseinrichtung 
ggf. auch über Satelliten ausgeführt werden. 
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Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Eine Trinkwasserversorgung und eine damit einhergehende Schmutzwasserentsor-
gung wird für die Anlage nicht benötigt. Es ist kein Anschluss an die örtliche Trinkwas-
serversorgung notwendig. 

Niederschlagswasserbeseitigung 

Durch die baulichen Anlagen geht in den überbauten und versiegelten Bereichen die 
natürliche Filter- und Pufferfunktion des Bodens dauerhaft verloren. 

Die innere Erschließungsfläche wird breit wasserdurchlässig ausgebildet und nicht flä-
chig versiegelt. Die Versiegelung wird auf ein verträgliches Maß reduziert, um den na-
türlichen Wasserkreislauf, das Abfluss- und Versickerungsverhalten von Nieder-
schlagswasser und den Wasserrückhalt nicht nachteilig zu beeinträchtigen. 

Löschwasserversorgung 

Die Löschanlagen innerhalb des Batteriecontainer sind Aerosollöschanlagen; ein 
Löschmitteleinsatz mit Wasser im Container und innerhalb der Anlage selbst ist nicht 
vorgesehen. Unabhängig davon fordert der Kreis Rendsburg-Eckernförde standort-
spezifisch eine ergänzende Löschwasservorhaltung von 50 m³ in der Nähe der Anlage. 
Diese hat in der Regel nicht mehr als 150 m entfernt zu sein, um eine Brandausbrei-
tung außerhalb der Anlage einzudämmen bzw. zu verhindern. Dies wurde mit der zu-
ständige Kreisbrandschutzdienststelle abgestimmt. 

Die zuständige Feuerwehr in Sieseby verfügt über ein Fahrzeug mit ca. 800 Liter 
Löschwasservolumen, sodass eine ortsfeste Vorhaltung für den wirksamen Grund-
schutz erforderlich ist. Die genaue Lage der Löschwasserentnahmestelle sowie deren 
Ausführungen werden im weiteren Verfahren mit der Kreisbrandschutzdienstelle und 
der örtlichen Feuerwehr abgestimmt und zum Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 
konkretisiert. Zum jetzigen Verfahrensstand liegt ergänzend das generische Brand-
schutzkonzept des Vorhabens bei, welches durch den TÜV-SÜD erstellt wurde. Das 
Brandschutzkonzept entspricht der baurechtlichen Gesetzgebung und den Normen 
und Standards aus Industrie und Brandschutz. 

4.3.3. Entwässerungskonzept 

Ein Entwässerungskonzept wird im weiteren Verlauf der Planung erstellt. 

4.4. Erläuterung der Planung 

4.4.1. Bauweise Batteriespeicheranlage 

Batteriespeicher 

Es werden Batteriespeichersysteme mit den Hauptkomponenten Batteriecontainer, 
Kühlsystem, Mittelspannungstransformator, Schaltanlage und Verkabelung errichtet. 

Die Batteriemodule der geplanten Anlage befinden sich in Stahlcontainern, die auf 
Streifenfundamente (Stahlbeton) gestellt werden. Zwischen den Streifenfundamenten 
und um die Container herum wird eine versickerungsfähige, wassergebundene Decke 
ausgeführt. 
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Abbildung 9: Erzeugungseinheit CRRC 

Da derzeit verschiedene Hersteller für die Batteriemodule in Frage kommen, stellt die 
Darstellung (Abbildung 9) der Bebauung lediglich eine der möglichen Alternativen dar. 
Bei anderen Herstellern können die Anordnung und die Größe der Batteriemodule dif-
ferieren. Änderungen werden hier dem aktuellen Stand der Technik angepasst. Die 
verwendeten Batteriesysteme können bei Wartungsarbeiten durch, dem Entwicklungs-
stand angepasste Systeme, getauscht werden (Energieeffizienz, Schall- und Brand-
verhalten). 

Betriebsgebäude/Schalthaus 

Ein nötiges Betriebsgebäude wird auf einem statisch angepassten Betonfundament 
errichtet. Die Gebäudeausführung wird je nach Vorgabe des Vorhabenträger entweder 
in isolierter Leichtbauweise oder durch einen Massivbau umgesetzt. Das Dach wird 
bevorzugt in Form eines Flachdaches (leicht geneigtes Pultdach), oder alternativ mit-
tels eines Satteldaches mit flacher Dachneigung gestaltet sein. Die Dacheindeckung 
erfolgt nach Vorgabe des Betreibers. 

Im Gebäude laufen sämtliche Leitungen zusammen, die über betonierte Kabel-
schächte unter dem Gebäude zusammengeführt und in die relevanten Schaltanlagen 
im Gebäude geführt werden. 

Das Gebäude dient zur Unterbringung der Schaltanlagen, technischer Komponenten 
und einem separaten Lagerraum. Im Lagerraum werden keinerlei gefährliche Stoffe 
gelagert, sondern Materialien, die für eine regelmäßige Wartung benötigt werden. 

Das Gebäude verfügt über keine Aufenthaltsräume, Waschräume, oder Toiletten. 

Eine Beheizung ist nicht vorgesehen. 

Nach Abschluss der Baumaßnahmen laufen alle Anlagen im Regelbetrieb weitgehend 
autonom und ferngesteuert. Bis auf intervallmäßige Wartungsarbeiten findet auf dem 
Gelände kein Betrieb statt. Es kommt im Regelbetrieb nicht zu Belastungen durch 
Fahrzeugverkehr oder ähnliches. 
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4.4.2. Wasserrechtliche Belange 

Bei Batteriespeichern handelt es sich in der Regel um fabrikfertige Systeme mit inte-
grierten Auffangvorrichtungen. 

Austritt wassergefährdender Stoffe 

Die Anlage wird so geplant, errichtet und betrieben, dass die bei z. B. möglichen Bran-
dereignissen aus den einzelnen Zellen austretenden Stoffe sowie die entstehenden 
Verbrennungsprodukte mit wassergefährdenden Eigenschaften vollständig zurückge-
halten werden. Der Boden jedes Batteriecontainers ist mit einer Auffangwanne und 
einem speziellen Abfluss versehen, um mögliche giftige Flüssigkeiten, insbesondere 
Batteriezellenelektrolyte oder Kühlflüssigkeiten aufzufangen und somit zu verhindern, 
dass sie auslaufen und den Boden verunreinigen. Die Abflussvorrichtung ermöglicht 
eine kontrollierte Sammlung und eine entsprechende Entsorgung. Das hierzu vom 
TÜV SÜD erstellte spezifische Brandschutzgutachten ist einzusehen. 

Es ist zudem eine Anzeige gem. § 40 AwSV bei der zuständigen Behörde erforderlich. 

Wassergefahren 

Eine Ab- oder Umleitung wild abfließenden Wassers zum Nachteil Dritter wird nicht 
erfolgen und ist unzulässig (§ 37 WHG). Der Abschluss einer Elementarschadensver-
sicherung wird im Rahmen der Planung geprüft. Eine Genehmigung seitens der Bau-
behörde stellt keinen Anspruch auf die Herstellung von Schutzeinrichtungen für das 
Vorhaben dar, oder erwirkt Schadensersatzansprüche bei (Elementar-)Schäden. 

4.4.3. Brandschutz 

Die TÜV SÜD Industrie Service GmbH wurde beauftragt, ein Konzept zum vorbeugen-
den baulichen Brandschutz zu erarbeiten. Das hierzu erstellte Brandschutzgutachten 
ist einzusehen. 

Beim Betriebsgebäude werden die Anforderungen des baulichen Brandschutzes aus-
reichend erfüllt. 

Im Einsatzfall werden abgeschlossene elektrische Betriebsstätten erst nach Freigabe 
durch den Anlagenbetreiber von der Feuerwehr betreten. Bis zu dieser Freigabe stel-
len die Einsatzkräfte der Feuerwehr bei Erfordernis sicher, dass sich ein Brand von 
der abgeschlossenen elektrischen Betriebsstätte aus nicht auf die umgebenden Flä-
chen ausbreitet.  

Der anlagenspezifische Brandschutzplan (Feuerwehrplan) wird auf Grundlage des, 
vom TÜV SÜD vorliegenden, Brandschutzkonzepts und des einzusetzenden Systems 
im weiteren Verlauf der Planung erstellt und präzisiert. Mit der regional zuständigen 
Brandschutzdienststelle wurde im Vorfeld bereits ein Gespräch geführt und das Lösch-
wasser- und Brandschutzkonzept besprochen. Im weiteren Verlauf der Planung findet 
ein weiterer Austausch mit dem Kreisbrandschutzmeister für Löschwasser- und Brand-
schutz statt. 

4.5. Planungsrechtliche Festsetzungen 

4.5.1. Art der baulichen Nutzung 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung wird im vorliegenden Be-
bauungsplan ein Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO mit der Zweckbestim-
mung „Energiepark“ festgesetzt. 
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Im Sondergebiet zulässig sind Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie. Ergän-
zend sind hierfür erforderlichen Nebenanlagen wie Transformatoren, Wechselrichter, 
Schaltanlagen und Blitzschutzeinrichtungen vorgesehen. Zusätzlich umfasst die Zu-
lässigkeit technische Betriebsgebäude, interne Erschließungs- und Wartungsflächen 
sowie Einfriedungen, Löschwassereinrichtungen, Lärmschutzmaßnahmen Zugangs-
anlagen und sicherheitsrelevante Einrichtungen. 

Es sind nur Vorhaben zulässig, zu dessen Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. 

4.5.2. Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl GRZ (§ 19 Abs. 1 BauNVO) 

Für das Plangebiet ist eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. 

Dabei wird der geplante Flächenbedarf für die Energiespeicheranlagen, sowie für die 
zugehörigen technischen Nebenanlagen wie Transformatoren, Wechselrichter und 
Schaltanlagen. Zudem deckt die GRZ betriebsbedingte Nutzungen wie interne Er-
schließung, Wartungsflächen und sicherheitsrelevante Einrichtungen. 

Für die vorliegende Entwicklung wird dieser Wert als hinreichend beachtet. 

Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

Die maximale Höhe (GH) des Betriebsgebäudes wird auf 5,50 m über Geländeniveau 
festgesetzt. Zulässig ist damit eine Firsthöhe bis max. 5,50 m, gemessen ab Ur-
sprungsgelände bis Oberkante First. 

Zulässig sind Containeranlagen (Wechselrichter und Transformatoren) einschließlich 
erforderlicher Fundamentierung bis zu einer maximalen Höhe der Containeranlage von 
4,50 m, gemessen ab Ursprungsgelände. Die festgelegte maximale Höhe von 4,50 m 
soll ausreichend Spielraum im Bereich der baulichen Maßnahmen gewährleisten. 
Grundsätzlich kann von einer baulichen Höhe der Containeranlagen in einer Größen-
ordnung von 3,00 m - 3,50 m, inkl. Fundamentierung, ausgegangen werden. 

Die zulässige Gesamthöhe der baulichen Anlagen darf durch erforderliche technische 
Aufbauten um bis zu 2,50 m überschritten werden. Diese punktuellen Überhöhungen 
ergeben sich aus technischen Notwendigkeiten oder sich ändernden Vorgaben und 
betreffen in der Regel transparente oder filigran wirkende Bauteile, die das Land-
schaftsbild nur geringfügig beeinträchtigen. Die Blitzschutzeinrichtungen sind von der 
Höhenbegrenzung ausgenommen, da sich die bauliche Höhe aus dem technischen 
Erfordernis und der üblichen Bauweise des Herstellers ergibt. 

Alle Höhenangaben beziehen sich auf das bestehende Ursprungsgelände. 

4.5.3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. 
m. §§ 22, 23 BauNVO) 

Das festgesetzte Sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung Energiepark 
kann mit einem Batteriespeicher sowie notwendigen Nebeneinrichtungen und Be-
triebseinrichtungen überbaut werden. Die exakte Lage der zu bebauenden Flächen 
wird durch Baugrenzen bestimmt. Zäune und Zuwegungen sind auch außerhalb der 
Baugrenzen zulässig. 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind außerhalb der 
baulichen Anlagen und Nebenanlagen als extensives Grünland zu entwickeln. 
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Wie bereits unter Kapitel 3.2 aufgeführt, behält sich der Vorhabenträger die Option, in 
der Zukunft das PV-Projekt potentiell auf der überbaubaren Fläche zu realisieren. 

4.5.4. Gestaltung der baulichen Anlage 

Die Gestaltung der baulichen und technischen Anlagen erfolgt funktionsbedingt ent-
sprechend der Planung. 

Die inneren Erschließungsflächen (Zufahrten, Betriebswege und betriebsbedingte 
Funktionsflächen) sind gesamtheitlich als wasserdurchlässige Tragschichten (voraus-
sichtlich flächige Beschotterung) auszubilden, um eine Versiegelung möglichst gering 
zu halten. Die Zuwegung bis zum Betriebsgebäude kann aus funktionalen Gründen 
asphaltiert ausgeführt werden. 

4.5.5. Einfriedung 

Zur Sicherung der Anlagen ist die Einzäunung der Anlage mit einem Metallzaun, bei-
spielsweise als Maschendraht- oder vorzugsweise mit einem stabilen Stabgitterzaun 
vorgesehen. An Stellen, an denen eine Lärmschutzwand vorgesehen ist, kann diese 
an Stelle eines Zaunes errichtet werden. Somit wird verhindert, dass der Zaun und die 
Lärmschutzwand dicht an dicht stehen und eine Wartung von Wand und Zaun wird 
ermöglicht. Um die Durchlässigkeit für Kleintiere zu gewährleisten und somit auch Le-
bensräume nicht zu unterbrechen, ist ein Bodenabstand von mindestens 15 cm zwi-
schen Geländeoberfläche und Zaunfeldern einzuhalten. Durch die Eingrünung der An-
lage mit einer freiwachsenden Hecke wird ein entscheidendes Strukturelement der Bi-
otopvernetzung geschaffen. Eine Verbindung von Lebensräumen wird somit nachhal-
tig gefördert und sichergestellt. Es ist auszuschließen, dass aufgrund der Einfriedung 
mögliche Wanderkorridore für größere Wildtiere nachteilig unterbrochen werden. Die 
präferierte Ausführung des Zauns als Stabmattenzaun mit ausreichendem Bodenab-
stand verhindert zuverlässig ein Aufstauen von Wasser (Hochwasser) und ermöglicht 
dadurch einen ungehinderten Abfluss. 

Die Höhe der Einfriedung ist auf maximal 2,20 m inklusive Übersteigschutz über dem 
bestehenden Geländeniveau begrenzt. Die Lärmschutzwand ist davon ausgenom-
men. Es sind zudem abschließbare Toranlagen für eine eingeschränkte Zufahrt und 
Anlagensicherung erforderlich und zulässig. 

An entsprechenden Stellen ist eine Lärmschutzwand einzusetzen. Aufgrund von War-
tungsschwierigkeiten bei einer Lärmschutzwand in unmittelbarer Nähe zum Zaun wird 
an diesen Stellen auf einen Zaun verzichtet. Die Lärmschutzwand ersetzt dort den 
Zaun. Diese ist von der Höhenbegrenzung ausgenommen. 

4.5.6. Grünordnerische Festsetzungen  

Im Bebauungsplan werden grünordnerische Festsetzungen getroffen, die zur Durch-
grünung des Gebietes beitragen und die Auswirkungen des Vorhabens auf das Land-
schaftsbild verringern sollen. 

4.5.6.1. Knickneuanlage 

Die neu anzulegenden Knicks im Plangebiet sind als landschaftstypische Wallknicks 
mit standortgerechten und heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Es ist ein mind. 3,00 
m breiter Knickfuß mit einer Wallhöhe von ca. 1,00 m und einer Kronenbreite von ca. 
1,00 m herzustellen. In Abständen von 40,00 bis 60,00 m sind Überhälter zu entwi-
ckeln. Der Knick ist dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Abgängige Ge-
hölze sind zu ersetzen. 
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4.5.6.2. Knickerhalt und Knickschutz 

Die vorhandenen Knicks sind nach § 30 BNatSchG i. V. mit § 21 (1) Nr. 4 LNatSchG 
geschützt. Sie sind zu sichern, extensiv zu pflegen und dauerhaft in ihrem Bestand zu 
erhalten. 
Knicklückenschließungen bzw. Ersatzpflanzungen sind durch Pflanzungen heimischer 
Gehölze nach den fachlichen Standards für Knickverlegungen bzw. -neuanlagen der 
Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz des Landes Schleswig-Holstein aus-
zuführen. 
Den vorhandenen Knicks sind ungenutzte Schutzstreifen vorzulagern, diese Schutz-
bereiche sind extensiv zu pflegen, z. B. als Blühwiese mit Regio-Saatgut, und von jeg-
licher weiteren Nutzung freizuhalten (weder gärtnerische Nutzung, Versiegelung, Auf-
schüttung oder Abtrag von Boden noch die Lagerung von Gartenabfällen etc.). 

4.5.6.3. Ausgleichmaßnahme A1 

Die Flächen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft sind als extensives Grünland zu entwickeln. Bis zu zwei Mahden pro Jahr ab 
dem 15.07. eines Jahres sind zulässig. Ausnahmsweise sind mit Genehmigung der 
Unteren Naturschutzbehörde abweichende Pflegemaßnahmen zulässig. 

5. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

5.1. Schalltechnische Untersuchungen 

Um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleisten zu können, wurde im Vor-
feld bereits eine schalltechnische Voruntersuchung durchgeführt. 

In der Voruntersuchung wurde zunächst auf die Schutzgüter Mensch und Fauna ein-
gegangen. An zwei Immissionsorten werden schalltechnische Konflikte bis 3 dB ermit-
telt. Diese sind nicht dauerhaft zu erwarten, sondern werden lediglich beim Volllastbe-
trieb der Anlagen und gleichzeitig hohen Umgebungstemperaturen erreicht. 

Als Schallschutzmaßnahme werden dafür eine Geräuschkontingentierung nach DIN 
45691 angewendet und die Errichtung von Schallschutzwänden mit einer Bauhöhe 
von voraussichtlich 5,00 m. Die notwendigen Richtwerte können somit eingehalten und 
darüber hinaus unterschritten werden. 

Diese Maßnahmen werden in der beigefügten Voruntersuchung detailliert beschrieben 
und im Laufe des Verfahrens mit einem finalen Gutachten realisiert. 

Das Schutzgut Fauna existiert keine eindeutige Beurteilungsgrundlage. Es wurden je-
doch tief- und hochfrequente Bereiche untersucht, welche nicht auf eine relevante 
Infra- oder Ultraschallemission der Anlagen hindeuten. 

5.2. Baugrundbeurteilung 

Eine Baugrundbeurteilung erfolgt im weiteren Verlauf des Verfahrens. 

5.3. Artenschutzrechtliche Beurteilung 

Eine artenschutzrechtliche Beurteilung erfolgt im weiteren Verlauf des Verfahrens. 

5.4. Archäologische Kulturdenkmäler 

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines archäologischen Interessensgebie-
tes. Ein Fund von archäologischen Kulturdenkmälern ist somit nicht zu erwarten. 
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Es wird jedoch auf § 15 DSchG verwiesen: 

Sollten während der Erdarbeiten Kulturdenkmale entdeckt oder gefunden werden, ist 
dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbe-
hörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Ei-
gentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, 
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die 
zur Entdeckung oder zum Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der 
Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kultur-
denkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Ver-
pflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 
Abbildung 10: Archäologische Interessensgebiete (2026) 

5.5. Kampfmittel 

Gemäß der Anlage zur Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung) vom 07.05.2012 gehört die Ge-
meinde Thumby nicht zu den Gemeinden mit bekannten Bombenabwürfen. 

5.6. Bodenschutz 

Zur Sicherstellung der Wertung des Schutzgutes Boden sind im Zuge der Maßnahmen 
die entsprechenden Vorgaben des BauGB, der Bundesbodenschutzverordnung, des 
Bundesbodenschutzgesetzes sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes einzuhalten. 
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Humoser Oberboden stellt ein gesetzliches Schutzgut dar und darf als solches nicht 
vernichtet oder vergeudet werden und ist bei Baumaßnahmen in nutzbarem Zustand 
zu erhalten.  

Generell ist der humose Oberboden schonend aufzunehmen und wiederzuverwenden. 

Während der Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass der Bodenaushub getrennt nach 
Ober- und Unterboden gelagert und anschließend wieder fachgerecht eingebaut wird. 
Eine Schadverdichtung des Bodens durch Baufahrzeuge und Lagerflächen ist zu ver-
meiden. Nach Beendigung der Bauarbeiten ist die ursprüngliche Luft- und Wasser-
durchlässigkeit des Bodens wieder herzustellen. Die DIN 19639 (Bodenschutz bei Pla-
nung und Durchführung von Bauvorhaben) sowie die DIN 18915 (Vegetationstechnik 
im Landschaftsbau - Bodenarbeiten) sind zu berücksichtigen. 

Oberboden ist abseits vom Baubetrieb in Bodenmieten zu lagern (maximale Höhe 2,00 
m), wobei diese nicht befahren werden dürfen. Bei Lagerung von mehr als 3 Monaten 
während der Vegetationszeit ist eine Zwischenbegrünung zum Schutz gegen Aus-
trocknung und Erosion vorzunehmen. Die Ansaat ist gemäß DIN 18917 – Vegetations-
technik im Landschaftsbau – Rasen und Saatarbeiten – durchzuführen. Durch die Be-
arbeitung darf der Oberboden nicht schadhaft verdichtet werden. Entsprechend sollen 
bei anhaltend starkem Regen oder bei nassem Boden keine Bodenarbeiten bzw. Be-
fahrungen durchgeführt werden. Überschüssiger Oberboden ist als wertvolles Schutz-
gut zu erhalten und weiterzuverwenden. 

Im Zuge der Maßnahmen sind die Vorgaben des BauGB (§ 202 Schutz des humosen 
Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12) des Bundesbo-
denschutzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie das Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG u. a. § 2 und § 6) einzuhalten. 

Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen 
werden (z.B. Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist 
die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde umgehend zu 
informieren. 

5.7. Störfallbetriebe 

Das Plangebiet liegt nach heutigem Kenntnisstand nicht innerhalb der Achtungsab-
stände von Störfallbetrieben i. S. d. § 3 (5) BImSchG und fällt somit nicht in den An-
wendungsbereich des Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie (RL 2012/18/EU). Gleicher-
maßen wird durch die vorliegende Planung keine Zulässigkeit eines Störfallbetriebes 
begründet. 

6. KOSTEN 

Ein Kostenübernahmevertrag mit dem Vorhabenträger wird geschlossen. Der Ge-
meinde entstehen durch das Planaufstellungsverfahren keine Kosten. 

7.  UNTERLAGEN ZUM VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLAN 

7.1. Vorhaben- und Erschließungsplan 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) wird gemäß § 12 (3) BauGB Bestandteil 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Damit dürfen im Geltungsbereich/Vorha-
bengebiet nur die baulichen Anlagen errichtet werden, die im VEP dargestellt sind.  
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Im Durchführungsvertrag zwischen der Gemeinde Thumby und dem Vorhabenträger 
verpflichtet sich der Vorhabenträger auf der Grundlage eines abgestimmten Plans zur 
Durchführung des Vorhabens und der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Er-
schließungsplan, s.o.) innerhalb einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- 
und Erschließungskosten. Im Durchführungsvertrag werden außerdem zusätzlich zum 
Bebauungsplan weitere Vereinbarungen zur Umsetzung der Erschließungsmaßnah-
men und Einzelheiten bezüglich der Gestaltung der baulichen Anlagen getroffen. Um 
zu sichern, dass nur die vertraglich vereinbarten Nutzungen durchgeführt werden, wird 
gemäß § 12 Abs. 3a Satz 1 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vor-
habenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Der Vertrag selbst ist nicht Bestand-
teil der Planunterlagen und wird zwischen Vorhabenträger und der Gemeinde Thumby 
bis zum Satzungsbeschluss abgeschlossen. Änderungen des Durchführungsvertrags 
zwischen Gemeinde und Vorhabenträger sind auch nach Rechtskraft des Bebauungs-
planes möglich. Es dürfen jedoch nur Änderungen vorgenommen werden, die den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht widersprechen (§ 12 Abs. 3a Satz 2 
BauGB). 

Ein Vorentwurf zum Vorhaben- und Erschließungsplan befindet sich in den Planunter-
lagen. 

8. FLÄCHENZUSAMMENSTELLUNG 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplanes Nr. 5 umfasst folgende Flächen: 

Bezeichnung Größe in m²  

Sonderbaufläche (Baugrenze) 16.910 m² (12,642 m²) 

Private Grünfläche  4.036 m² 

Straßenverkehrsfläche 569 m² 

Gesamtfläche Ca. 21.515 m² 

9. VERFAHRENSSCHRITTE 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind bislang folgende Verfahrensschritte 
durchgeführt worden: 

Aufstellungsbeschluss durch die Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Thumby 

09.06.2026 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonsti-
ger Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 1 BauGB) 

noch ausstehend 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  
(§ 3 Abs. 1 BauGB) 

noch ausstehend 

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss noch ausstehend 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) 

noch ausstehend 
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Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öf-
fentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

noch ausstehend 

Satzungsbeschluss noch ausstehend 
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10. UMWELTBERICHT 

10.1. Vorbemerkung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen für die 
Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die 
voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen ermittelt und in einem Umweltbe-
richt beschrieben und bewertet werden. Die Gemeinde legt dazu für jeden 
Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der 
Belange für die Abwägung erforderlich ist. 

Bei der Erarbeitung des Umweltberichtes zur Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 5 der Gemeinde Thumby werden die Aussagen 
und Vorgaben übergeordneter Pläne berücksichtigt. Die Umweltauswirkungen 
werden im Grundsatz verbal-argumentativ dargestellt. Sofern möglich, werden 
Wechselwirkungen (schutzgutbezogen) ebenfalls ermittelt und beurteilt. 

Die Wechselwirkungen zwischen Pflanzen und Tieren, sowie Bodenhaushalt, 
Wasserhaushalt und dem Landschaftsbild ergeben sich aufgrund des gesamt-
heitlichen Zusammenhangs aller Naturfaktoren. So führen anlagebedingte 
Überbauungen bzw. Beeinflussungen des Bodens direkt auch zu Beeinträch-
tigungen der Schutzgüter Pflanzen und Tiere, da hier der Lebensraum verloren 
bzw. verändert wird. Wechselwirkungen ergeben sich auch durch den Verlust 
von Baum- und Gehölzstrukturen, da es im vorliegenden Falle nicht nur zu 
einem Verlust des Lebensraumes für die Pflanzen- und Tierwelt, sondern auch 
zu Veränderungen des Landschaftsbildes kommt.  

10.2. Vorhabensbeschreibung 

Zur Erreichung der Klimaschutzziele Schleswig-Holsteins wird eine langfristige 
Umstellung der Energieversorgung auf erneuerbare Energieträger gefördert. 
Dies dient zudem der Reduzierung von Treibausgasemissionen und in ländli-
chen Räumen einer regionaleren Versorgung [LEP 2021, B. 6, S. 370]. Die 
Speicherung und Umwandlung von erneuerbarem Strom sollen insbesondere 
die Nutzung von diesem in den Sektoren Strom, Wärme und Mobilität erleich-
tern und erhöhen [LEP 2021, G. 4.5, S. 227]. 

Die Firma enerpeak GmbH mit Hauptsitz in der Gemeinde Gräfelfing, 
Oberbayern, ist als Projektentwickler und Systemintegrator für netzgebundene 
Großbatteriespeichersysteme (BESS) tätig. 

Für die Gemeinde Thumby bedeutet der Bau eines BESS eine Erhöhung der 
Versorgungssicherheit und die Integration erneuerbarer Energien, eine zu-
kunfts- und bedarfsorientierte Standortentwicklung und einen langfristigen Ge-
werbesteuerbeitrag. Die Vorhabenfläche liegt außerdem entlang einer Hoch-
spannungsleitung der Schleswig-Holstein Netze, welche im 110kV Netz einen 
wichtigen Strang des Betreibers darstellt. Eine Einbindung eines BESS bedeu-
tet eine Entlastung und Stärkung dieses Netzes und ermöglicht im Landkreis 
eine bessere Aufnahme erneuerbarer Energieerzeugung. 

Zur baurechtlichen Absicherung des Sondergebietes Energiespeicher hat die 
Gemeinde Thumby am 09.06.2026 die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr. 5 „Energiespeicher Thumby“ beschlossen. 
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10.3. Fachgesetze und -pläne 

Fachgesetze 

Gemäß § 1 (6) Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Be-
lange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu berücksichtigen, z.B.: 

- die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt; 

- umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 
sowie die Bevölkerung insgesamt; 

- die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Ab-
fällen und Abwässern. 

Gemäß § 1a BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen Vorschriften 
zum Umweltschutz anzuwenden, z.B. 

- sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden; Vorrang für die 
Wiedernutzbarmachung von Flächen und andere Maßnahmen zur Innen-
entwicklung (§ 1a Abs. 2 BauGB); 

- Vermeidung und, soweit erforderlich, Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushalts (§ 1a Abs. 3 BauGB, Eingriffsregelung 
nach dem BNatSchG und dem LNatSchG). 

Als weitere Umweltziele sind zu nennen: 

- Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege (§§ 1, 
2 Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG –, § 1 Landesnaturschutzgesetz 
– LNatSchG –), der Wasserwirtschaft (§ 1a Wasserhaushaltsgesetz, § 2 
Landeswassergesetz) und des Bodenschutzes (§ 1 Bundes-Bodenschutz-
gesetz, § 1 Landesbodenschutz- und Altlastengesetz);  

- Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte für die städtebauliche 
Planung (DIN 18005, Teil 1, Beiblatt). 

Die Art und Weise, in der diese Ziele und Umweltbelange bei der Planaufstel-
lung berücksichtigt wurden, ist dem Umweltbericht zu entnehmen. 

Fachpläne / Gutachten 

Bei der Erarbeitung des Umweltberichtes wurden die Aussagen folgender 
Pläne und Gutachten berücksichtigt: 

- Landesentwicklungsplan (LEP) des Landes Schleswig-Holstein  

(MILIG 2021) 

- Regionalplan (RP) für den Planungsraum III (MELUND 2001); 

- Flächennutzungsplan der Gemeinde Thumby (März 2025) 

- Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum II (LLUR 2020); 

- Landschaftsplan der Gemeinde Thumby (Juli 2000); 

- Beauftragte Gutachten zu Verkehr, Lärm, Boden, Artenschutz, Schall 
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Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB werden Bestandsaufnahmen und Bewertungen des 
vorliegenden Landschaftsplanes und sonstiger Pläne in der Umweltprüfung 
herangezogen.  

10.3.1. Regionalplan und Landesentwicklungsplan 
Der Landesentwicklungsplan des Landes Schleswig-Holstein – Fortschrei-
bung 2021 (LEP 2021) ist am 17. Dezember 2021 in Kraft getreten. 

Thumby ist im Regionalplan als Gemeinde im ländlichen Raum dargestellt. Die 
Gemeinde ist als Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung ausgewie-
sen. Die benachbarten Gemeinden Damp und Rieseby sind als Orte mit er-
gänzender, überörtlicher Versorgungsfunktion im ländlichen Raum dargestellt. 
Entlang der Schleiküste befinden sich Gebiete mit besonderer Bedeutung für 
Natur und Landschaft. Südöstlich des Gemeindegebietes befindet sich ein 
Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz. 

 
Abbildung 1: Auszug aus dem Regionalplan 

Die Fortschreibung des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein setzt 
klare Ziele zum Klimaschutz, Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und der 
Stärkung ländlicher Räume. Erneuerbare Energien sollen in den Bereichen 
Strom, Wärme und Mobilität mittelfristig maßgebliche und langfristig aus-
schließliche Ressource werden. Für die Umsetzung hierfür bedarf es der Er-
richtung von Erneuerbare-Energien-Anlagen, der Energieeinsparung, der 
Energieeffizienz sowie einem zukunftsfähigen Energieleitungsnetz und -spei-
cherinfrastruktur [LEP 2021, G. 4.5, S. 226]..“ 

Der Regionalplan für den Planungsraum II bestätigt größtenteils die Aussagen 
des Landesentwicklungsplans. Dabei erfüllt die Gemeinde keine überörtliche 
Funktion und ist Entwicklungsgebiet für Tourismus und Erholung. Im Regio-
nalplan sind zudem die Gemeinden Rieseby und Damp als Gemeinden mit 
ergänzender überörtlicher Versorgungsfunktion klassifiziert. Südöstlich der 
Gemeinde befindet sich ein Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz und 
entlang der Schleiküste befindet sich ein Gebiet mit besonderer Bedeutung für 
Natur und Landschaft sowie ein Gebiet mit besonderer Bedeutung für 
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Tourismus und Erholung. Die Ostseeküste entlang zieht sich ein Ordnungs-
raum für Tourismus und Erholung. 

10.3.2. Landschaftsrahmenplan 
Die Landschaftsrahmenpläne (LRP) für das Land Schleswig-Holstein wurden 
im Jahr 2020 neu aufgestellt. 

Der Landschaftsrahmenplan besteht aus drei Hauptkarten. Karte 1 stellt süd-
lich der Gemeinde Thumby sowie südlich von Rieseby ein Trinkwassergewin-
nungsgebiet dar. In der Region um Thumby herum befinden sich zudem einige 
Waldgebiete sowie Verbundachsen von Schutzgebiets- und Biotopverbund-
systemen. Insbesondere in der Küstenregion der Halbinsel Schwansen befin-
den sich mehrere europäische Vogelschutzgebiete und Gebiete mit gemein-
schaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet). 

Karte 2 stellt insbesondere Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 Abs. 1 
BNatschG i.V.m. § 15 LNatSchG dar, hierin befindet sich auch die Gemeinde 
Thumby. Zudem stellt die Karte jene Gebiete dar, die Voraussetzungen für eine 
Unterschutzstellung nach § 26 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG als 
Landschaftsschutzgebiet erfüllen, sowie Naturparks gemäß § 27 Abs. 1 
BNatSchG i.V.m. § 16 LNatSchG. Die Küstenregion ist von Gebieten mit be-
sonderer Erholungseignung geprägt und im Landinneren der Halbinsel befin-
den sich mehrere Wälder. 

Karte 3 stellt ebenfalls Wälder dar und differenziert noch zwischen Wäldern 
größer als 5 ha gemäß ALKIS 2019. Einige Gebiete an der Küste sind als Küs-
tenhochwasserrisikogebiete gekennzeichnet; dies betrifft insbesondere die 
Region nördlich der Gemeinde Damp. Westlich von Rieseby und Gammelby 
befinden sich oberflächennahe Rohstoffe und vereinzelt sind auf dem Karten-
ausschnitt Geotope vernommen. Ebenfalls dargestellt sind klimasensitive Bö-
den, welche im gesamten Ausschnitt immer wieder vorkommen. 
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10.3.3. Landschaftsplan 
Der Landschaftsplan der Gemeinde Thumby aus dem Jahr 2000 zeigt den 
Geltungsbereich wie folgt. 

 
Abbildung 11: Biotopkartierung aus dem Landschaftsplan der Gemeinde Thumby (GLIS 2000) 

 
Abbildung 12: Entwicklungskarte aus dem Landschaftsplan der Gemeinde Thumby (GLIS 2000) 

Der Landschaftsplan zeigt Knicks und Feldhecken Westen des Gebietes 
(grün). 
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Desweitern werden die geschützten Biotope, 751 und 753 aufgelistet. Dieses 
sind Kleingewässer, die geschützt und weiterentwickelt werden sollen. Der 
Wald, der sich um die Kleingewässer befindet, soll mit heimischen, standort-
gerechten Laubgehölzen umgebaut werden. 

10.3.4. Flächennutzungsplan und Bebauungspläne 
Zum aktuellen Zeitpunkt stellt der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Thumby das Plangebiet als Fläche für die Landwirtschaft dar. Mit der 2. Ände-
rung wird das Plangebiet zum Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Ener-
giepark angepasst, damit die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den 
im Parallelverfahren aufgestellten Bebauungsplan mit der Nutzung Sonstiges 
Sondergebiet – Energiespeicher erfüllt sind. 

Die Ziele und Zwecke der Planung eines Batteriespeichers mit zugehörigen 
Anlagen lassen sich nicht aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
entwickeln. Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Thumby wird daher im 
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 2 BauGB im Rahmen der 2. Änderung ange-
passt. 

Auf der vorliegenden Fläche wurde ursprünglich der Aufstellungsbeschluss für 
den Bebauungsplan Nr. 3 „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik“ gefasst. Das 
Verfahren wurde nach der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange nicht weiter verfolgt und das Verfahren ruht. Die ener-
peak GmbH hat sich dazu entschlossen, den bestehenden Flächennutzungs-
vertrag sowie sämtliche Rechte aus dem Bauleit-planverfahren vom Vorha-
benträger der PV-Entwicklung zu erwerben und darauf vorerst das Batterie-
speicherprojekt zu priorisieren. 

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 5 „Energiespeicher 
Thumby“ wurde von der Gemeindevertretung am 09.06.2026 aufgestellt. 

10.3.5. Schutzgebiete/Geschütze Biotope 
Entlang der nördlichen und westlichen Grenze des Geltungsbereiches befin-
den sich Knicks. Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine weite-
ren geschützten Biotope. Die Knicks gelten als geschützte Biotope gem. §30 
BNatSchG i.V.m. § 21 (1) Nr. 4 LNatSchG. 

Zudem befinden sich Waldflächen hinter der südwestlichen sowie der südöst-
lichen Grenze. Diese besteht aus verschiedenen Waldtypen und Kleingewäs-
sern. Dazu gehören Nadelforstflächen, Weidenbruchwälder und sonstige 
Laubwälder auf reichen Böden. 

Die im südlich des Geltungsbereiches gelegenen Waldflächen sind Wald im 
Sinne des § 2 (1) LWaldG Schleswig-Holstein. Das LWaldG sieht einen Min-
destabstand von 30 Metern zwischen baulichen Anlagen und Waldflächen vor. 

Direkt angrenzend findet sich der Naturpark Schlei. In ca. 500 m Entfernung 
befindet sich das Landschaftsschutzgebiet „Schwansener Schleilandschaft“. 
In ca. 2,5 km befindet sich das FFH-Gebiet 1425-301 „Karlsburger Holz“. 
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Abbildung 13: Auszug aus dem Umweltportal/Schutzgebiete (MEKUN, o.J.) 

10.3.6. Alternativenprüfung 

Die Firma enerpeak GmbH hat sich im Vorwege gemeinsam mit der Gemeinde 
Thumby ausgiebig mit der Standortwahl für ein Sondergebiet Energiespeicher 
befasst. Dabei sind sowohl die in Kapitel 2 aufgeführten Ziele der Raumord-
nung als auch erschließungstechnische Aspekte sowie die jeweilige Verfügbar-
keiten miteinander in Einklang zu bringen. Voraussetzungen für sowohl die pla-
nungsrechtliche und die bauliche Machbarkeit für das geplante Bauvorhaben 
sind folgende: 

• ausreichender Abstand zu Wohnsiedlungen 

• landschaftlich abgelegen 

• kein Natur- oder Landschaftsschutzgebiet 

• kein hochwassergefährdeter Bereich 

• gute Erschließbarkeit 

Der gewählte Standort befindet sich mit einem Abstand von ca. 200 m zum 
nächsten Wohnhaus (Hofstätte Neuteich) weit genug weg, damit gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet werden können. Trotzdem be-
steht ein räumlicher Zusammenhang und eine Arrondierung des Siedlungsbil-
des ist nicht zu befürchten. Das Plangebiet befindet sich weder in einem Natur- 
oder Landschaftsschutzgebiet noch sind die Anlagen in einem hochwasserge-
fährdeten Bereich vorgesehen. Die Erschließung kann über eine Verlängerung 
der Hofzuwegung erfolgen und die Vorhabenfläche ist mit einem langjährigen 
Pachtvertrag (20 + 5 + 5 Jahre gesichert). In der Nähe befindet sich eine Hoch-
spannungsleitung der SH-Netz. 
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Zudem ist die Fläche südlich des Plangebietes als Vorranggebiet für die Wind-
energie gekennzeichnet. Somit besteht hier eine räumliche Verknüpfung sowie 
potentielle Synergieeffekte. 

Die Lage hinter einem Hügel sowie geplante Eingrünungsmaßnahmen beste-
hend aus mehrreihigen knicktypischen Gehölzen sorgen dafür, dass der Bat-
teriespeicher von dem Dorfkern aus nicht ersichtlich sein wird. Von einer Be-
einträchtigung des Landschaftsbildes kann somit nur in geringem Ausmaß ge-
sprochen werden. 

Es ist ersichtlich, dass der gewählte Standort die verschiedenen Aspekte und 
Kriterien einer geordneten städtebaulichen Entwicklung nachhaltig miteinander 
in Einklang bringt. Hierzu zählen insbesondere ein den Zielen der Raumord-
nung entsprechender Standort in städtebaulich integrierter Lage, geeignete 
Bauverhältnisse sowie eine entsprechende Verfügbarkeit. 

Daher ist aus Sicht der Gemeinde der Standort des Plangebietes sinnvoll ge-
wählt. 

10.4. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Die Beschreibung und Bewertung der Umweltsituation erfolgt durch die Aus-
wertung vorhandener Unterlagen und anhand eigener Erhebungen. Die Erfas-
sung des Bestandes besteht auf der Grundlage einer aktuellen Vermessung 
und in Form einer Biotoptypenkartierung. 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung benennen die zuständigen Behörden, in 
welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung floristischer und 
faunistischer Daten erforderlich ist, um die Betroffenheit der gem. § 44 (1) i. V. 
mit § 44 (5) BNatSchG artenschutzrechtlich relevanten Arten zu prüfen. 

10.4.1. Schutzgüter 

Die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB geforderte Berücksichtigung der Belange des 
Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege erfolgt 
schutzgutbezogen. 

Dabei orientiert sich der Umweltbericht an der in Anlage 1 BauGB genannten 
Bestandteile zur Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswir-
kungen. Die Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen erfolgt 
verbal-argumentativ. In Kapitel 9.7 werden die einzelnen Schutzgüter tabella-
risch zusammengefasst. 

10.4.1.1. Schutzgut Mensch 

Bestandsaufnahme (Basisszenario) 

In Bezug auf den Menschen ist das planerische Ziel die Schaffung bzw. die 
Erhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Zudem spielen Land-
schaft und Natur eine bedeutende Rolle im Zusammenhang mit Freizeit und 
Erholung. Das Plangebiet selbst hat für die Erholungs- und Freizeitnutzung 
keine Bedeutung, liegt aber gleichwohl am Rande des Naturparks Schlei und 
im Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung. Die Fläche ist Privatbesitz 
und nicht durch öffentliche Wege erschlossen. Die Eigentümer wohnen in ei-
ner Hofanlage an der Grenze des Geltungsbereiches im Osten. In 500-900 m 
um den Geltungsbereich befinden sich in allen Richtungen Hofanlagen. 
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Auswirkungen und Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung  

Baubedingt wird es durch die Anlieferung und den Aufbau der Module tempo-
rär zu erhöhten Schallemissionen kommen. 

Zudem sind die Lärmemissionen auf die Bauphase beschränkt. Die Geräusch-
entwicklung der Trafos ist als gering einzustufen und um einen Teil der Anlage 
wird eine Lärmschutzwand errichtet. 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass es bei Nichtdurchführung der Pla-
nung in absehbarer Zeit zu keinen Veränderungen für das Schutzgut Mensch 
kommen würde. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Entsprechende Maßnahmen werden im weiteren Verfahren erarbeitet und be-
nannt. 

10.4.1.2. Schutzgut Pflanzen  

Bestand (Basisszenario) 

Ein Bestandsplan ist den Unterlagen beigelegt. 

Die Fläche besteht aus landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen. Entlang des 
nördlichen und westlichen Randes des Geltungsbereiches befinden sich 
Knicks. Sie haben eine typische Ausbildung mit Bäumen und Sträuchern wie 
Weißdorn, Hasel, Holunder, Eiche und Weide. Überhälter sind nur entlang der 
westlichen und nördlichen Grenze vorhanden. Es handelt sich hier um vier 
Eichen mit Stammumfängen von 80 cm sowie einen Bergahorn mit 110 cm 
und eine Linde mit 100 cm. 

Im Süden, ca. 30 m hinter der Grenze des Geltungsbereiches befindet sich ein 
Waldstück. Das Waldstück besteht laut der Biotopkartierung SH aus Erlen und 
Weiden-Bruchwald, entwässertem Feuchtwald mit Erlen und Eschen, Nadel-
forst und sonstiger Laubwald auf reichen Böden. In diesem Waldstück befin-
den sich 3 Stillgewässer.  

Gemäß „Erlass zur Eingriffsregelung“ sind alle gesetzlich geschützten Biotope 
und Waldflächen mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz.  

Alle anderen Biotoptypen sind als Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den 
Naturschutz einzustufen. 

Folgende Vorbelastungen sind für das Schutzgut Flora zu nennen: 

▪ Der Gehölzbestand der Knicks ist teilweise lückig 

▪ Es gibt unbewachsene Abschnitte bei den Knicks 

▪ Die Knickwälle sind streckenweise degradiert. 

▪ Fehlende bzw. zu geringe Randstreifen zwischen den landwirtschaftlich 
intensiv genutzten Flächen (Acker) und den Knicks, Feldhecken und 
Wäldern/Feldgehölzen. 
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Abbildung 14: Blick von Osten nach Westen auf einen Teil der Knicks und Senken 

Auswirkungen und Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung  

Alle Biotope bis auf die Ackerflächen werden erhalten. Die Abstandsbereiche 
zum Wald (30 m), zu den Knicks und dem Graben (5 m) werden mit Regiosaat-
gut eingesät. Somit wird auf der Ackerfläche Grünland entwickelt. Eine exten-
sive Mahd oder Beweidung mit Schafen ist zukünftig vorgesehen. Dies wird im 
weiteren Verfahren final abgestimmt. 

Infolge der Aufgabe der Ackernutzung werden weder Dünger noch Spritzmittel 
verwendet, so dass davon keine Beeinträchtigungen für bestehende Vegetati-
onsbestände ausgehen. Die extensive Nutzung der mit Regiosaat eingesäten 
Flächen bewirkt eine gegenüber einer Ackernutzung deutlich Steigerung der 
Arten- und Strukturvielfalt. 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei Nichtdurchführung der Pla-
nung keine Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen erfolgen und die Flächen wei-
terhin landwirtschaftlich genutzt würden. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Die im Geltungsbereich vorhandenen Knicks und Bäume werden erhalten und 
in die Planung integriert. Entlang der Knicks werden Pflegestreifen in Form 
privater Grünflächen in einer Breite von 3 angelegt. Diese werden mit Re-
giosaat eingesät und einer extensiven Pflege unterzogen. Entweder erfolgt 
diese durch eine Beweidung mit Schafen oder in Form von bis zu zwei Mahden 
im Spätsommer jeden Jahres. 
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Zu der Waldfläche wird der gesetzlich vorgesehene Abstand zu baulichen An-
lagen von 30 Metern eingehalten. 

10.4.1.3. Schutzgut Tiere 
Bestand (Basisszenario) 

Im Geltungsbereich befinden sich Wald-, Gewässer- und Knick-Lebensräume. 
Deshalb werden bei der Potenzialanalyse die Tierartengruppen Gehölz- und 
Wiesenbrüter, Fledermäuse und Amphibien betrachtet. Diese wird bis zum 
nächsten Verfahrensschritt erstellt und eingearbeitet. 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass es bei Nichtdurchführung der Pla-
nung zu keinen Betroffenheiten des Schutzgutes Tiere kommen würde. 

10.4.1.4. Schutzgut Boden und Fläche 
Bestand (Basisszenario) 

Der Geltungsbereich hat größtenteils eine sehr geringe bodenfunktionale Ge-
samtleistung. Die natürliche Ertragsfähigkeit befindet sich im mittleren Bereich. 
Der Bodentyp ist nach der Bodenübersichtskarte teilweise Pseudogley-Para-
braunerde und Pseudogley. (LLUR o.J.). 

Vorbelastungen des Bodens bestehen überwiegend durch eine intensive land-
wirtschaftliche Nutzung. Die dadurch bedingte mechanische Bodenbearbei-
tung sowie der Einsatz schwerer Maschinen und Geräte bewirkt eine Verän-
derung des Bodengefüges. Mineralische und organische Dünger sowie Pflan-
zenschutzmittel wirken sich verändernd auf die organischen und anorgani-
schen Bodenbestandteile sowie auf chemische Austauschprozesse aus. 

Die Beurteilung des Bodens berücksichtigt seine Funktion als biotischer Le-
bensraum sowie für den Wasserhaushalt (Speicher- und Regelfunktion) als 
Wert- und Funktionselemente für Natur und Landschaft. Daneben sind die Kri-
terien Seltenheit, Natürlichkeit und Empfindlichkeit und die Ertragsfunktion des 
Bodens zu berücksichtigen.  

Von sehr hoher Bedeutung als Lebensraum sind Böden mit hohem Natürlich-
keitsgrad, d.h. mit gewachsenem, weitgehend unverändertem Bodenprofil so-
wie seit längerem extensiv bewirtschaftete Waldflächen oder brachliegende 
Flächen. Im Untersuchungsgebiet liegen überwiegend Flächen mit geringer 
Bedeutung für das Schutzgut Boden vor. 

Beim Schutzgut Fläche steht die Thematik des Flächenverbrauchs im Fokus 
der Betrachtung. Grundlage ist § 1a Absatz 2 BauGB, wonach mit Grund und 
Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll. Zur Verringerung ei-
ner zusätzlichen Flächeninanspruchnahme durch bauliche Nutzungen sind 
Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen sowie Nachverdich-
tungen und Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen. 

Mit Ausnahme der Waldflächen, Kleingewässer, Gräben und der Knicks wird 
der Geltungsbereich überwiegend intensiv landwirtschaftlich genutzt. Der Flä-
chennutzungsplan weist den zentralen Bereich als “Sonstiges Sondergebiet“ 
aus. 
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Auswirkungen Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfüh-
rung der Planung  

Die heute als Acker genutzte Fläche wird mit einem Batteriespeicher überbaut, 
d.h. es wird zu einer flächigen Versiegelung des Bodens kommen. Die Größe 
des Geltungsbereiches beträgt 21.515 m². Der Bereich der Sonderbaufläche 
beträgt 16.910 m², mit einer bebaubaren Fläche von 12.642 m². Hinzu kom-
men Straßenverkehrsflächen im Umfang von 569 m². 

Zusätzlich wird es zu Beeinträchtigungen des nicht bebauten Bodens kom-
men, die durch das Befahren mit Maschinen und Baufahrzeugen verursacht 
werden. Es kann zu Bodenverdichtungen kommen. Das Verlegen von Kabeln 
führt zu direkten Eingriffen in den Boden und ggf. zur Durchmischung unter-
schiedlicher Bodenschichten. 

Durch die Versiegelung wird es zu Auswirkungen auf die Grundwasserneubil-
dungsrate kommen, da das Niederschlagswasser nicht mehr vor Ort versickert 
werden kann. Der Boden der überbauten Fläche verliert seine schutzgutge-
mäße Funktion. 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei Nichtdurchführung der Pla-
nung das Schutzgut Boden nicht verändert wird. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Zur Vermeidung und Minderung der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
sind zudem folgende Punkte zu berücksichtigen: 

▪ Schutz des Oberbodens nach § 202 BauGB und DIN 18915, u. a. durch 
Ansaat von Bodenmieten; 

▪ Beseitigung baubedingter Verdichtungen des Bodens; 

▪ Trennung von Ober- und Unterboden, fachgerechte Verwertung bzw. 
Wiedereinbau überwiegend im B-Plangebiet ohne Vermischung der Bo-
denschichten; Maßnahmenflächen und Grünflächen erhalten keinen zu-
sätzlichen Oberbodenauftrag; 

▪ Beschränkung von Baustellenverkehr, Baustraßen, Baustelleneinrich-
tungen etc. auf den Bereich der Baufelder außerhalb der geplanten bzw. 
bestehenden Grün- und Ausgleichsflächen zur Vermeidung von Ver-
dichtungen und Beeinträchtigungen von Böden; 

▪ Bodenmanagement: vorausschauende Planung bei der Abwicklung der 
Bauvorhaben zum eingriffsnahen Wiedereinbau von Aushubboden; Bo-
denbewegungen sollen minimiert werden; 

▪ flächensparende Lagerung von Baumaterialien und Erdaushub etc. 

Die Versiegelung und Überbauung des Bodens ist ein Eingriff in Natur und 
Landschaft und dementsprechend auszugleichen. Dies erfolgt gemäß dem ge-
meinsamen Beratungserlass „Verhältnis der Eingriffsregelung zum Baurecht“ 
des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung 
und des Ministeriums für Energie, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitali-
sierung vom 01. September 2021. 
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Die überbaubare Fläche der Sonderbaufläche sowie die Straßenverkehrsflä-
che sind mit einem Faktor von 0,5 auszugleichen. Es ergibt sich ein notwendi-
ger Ausgleich von 6.606 m². 

Der erforderliche Ausgleich wird über ein Ökokonto durch Flächenaufwertung 
erbracht. Dazu werden die vormals intensiv genutzten Ackerflächen einer ex-
tensiven Nutzung zugeführt. Die genauen Flächen werden im weiteren Ver-
fahren benannt. 

Die mit Regiosaat angesäten Flächen sind extensiv zu pflegen. Falls sich für 
eine Mahd entschieden wird, ist diese bis zu zweimal pro Jahr durchzuführen. 
Das Mahdgut ist aufzunehmen und einer Verwertung zuzuführen. 

10.4.1.5. Schutzgut Wasser 
Bestand (Basisszenario) 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Oberflächengewässer. 

Südlich des Bereiches befindet sich ein Kleingewässer.  

Der Geltungsbereich befindet sich weder einem Trinkwasserschutzgebiet 
noch in einem Trinkwassergewinnungsgebiet. 

Angaben zum Grundwasser liegen nicht vor. 

Auswirkungen und Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung 

Durch die geplante Versiegelung kommt es zu einer Veränderung in der Nie-
derschlagsverteilung. Änderungen im Hinblick auf die Grundwasserneubil-
dungsrate sind jedoch nicht zu erwarten. 

Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei Nichtdurchführung der Pla-
nung das Schutzgut Wasser nicht verändert wird. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Zur Verringerung der Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind bei der 
Umsetzung folgende 

Punkte zu berücksichtigen: 

▪ Beseitigung von baubedingten Verdichtungen des Bodens 

▪ Sicherung der Baufahrzeuge vor Leckagen mit wassergefährdenden 
Stoffen 

▪ Rücksicht auf Grundwasserstand und verzinkte Bauteile 

10.4.1.6. Schutzgut Klima/Luft 
Bestand (Basisszenario) 

Derzeit herrscht im Bearbeitungsgebiet ein offenes Freilandklima vor, so dass 
von einem hohen Luftaustausch ausgegangen werden kann. Die vorhandenen 
Gehölzstrukturen und die über lange Zeit im Jahr mit einem flächigen Vegeta-
tionsbestand bewachsenen Acker- und Grünlandflächen führen zu einer ho-
hen Transpirationsrate und wirken durch eine Steigerung der Luftfeuchtigkeit 
ausgleichend auf hohe Lufttemperaturen. Durch die im Geltungsbereich und 
im Umfeld wachsenden Knicks, Bäume und Waldflächen ist von einer 



 

 
 Gemeinde Thumby, Begründung zum vhb. B-Plan Nr. 5 mit Umweltbericht 38 

 

positiven Beeinflussung des Kleinklimas auszugehen (Windschutz, Transpira-
tion, Lufttemperatur). 

Die Eingriffsfläche fungiert durch die vorhandene Vegetation (s. o.) derzeit 
ausgleichend auf die Luftqualität. Im Geltungsbereich befinden sich derzeit 
keine Emissionsquellen, abgesehen von kurzzeitigen Belastungen durch die 
Bearbeitung mit landwirtschaftlichen Maschinen. An der östlichen Grenze des 
Geltungsbereiches befindet sich eine Biogasanlage. Bei einer Betriebsstörung 
können hier Gase austreten.  

Auswirkungen und Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung  

Baubedingt kann es bei der Errichtung der Anlage zu Staubentwicklung und 
zusätzlichen Emissionen durch Fahrzeugverkehr kommen.  

Die Auswirkungen bleiben auf das Kleinklima beschränkt, so dass negative 
Auswirkungen auf das Schutzgut Klima nicht zu erwarten sind. Im größeren 
Kontext ist davon auszugehen, dass sich die auf der Fläche gespeicherte er-
neuerbare Energie positiv auf das Schutzgut Klima auswirkt, wenn man davon 
ausgeht, dass sie als Ersatz für die gleiche Energiemenge aus fossilen Brenn-
stoffen genutzt wird. 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei Nichtdurchführung der Pla-
nung das Schutzgut Klima nicht verändert wird. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Gesonderte Ausgleichsmaßnahmen sind für das Schutzgut Klima/Luft nicht 
erforderlich.  

10.4.1.7. Schutzgut Landschaftsbild/Ortsbild 
Bestand (Basisszenario) 

Das Landschaftsbild des Eingriffsbereichs stellt sich mit der zentralen Acker-
fläche, den umgebenden Knicks und Waldflächen im Westen und Osten und 
Kleingewässern im Süden als ein typischer Bereich der schleswig-holsteini-
schen Kulturlandschaft dar. Die Umrandung mit Knicks und Waldflächen stellt 
ein wesentliches Element dar. Man erkennt einige Masten in weiter Entfer-
nung. Weitere Vorbelastung lassen sich nicht ausmachen. Aus dem nördlichen 
Bereich lässt sich die anliegende Hofanlage sehen. Das Waldstück im Osten 
des Geltungsbereiches liegt tiefer als die Ackerfläche direkt am Graben. Die 
Waldfläche im Westen außerhalb des Geltungsbereiches besteht aus unter-
schiedlichen Strukturen wie Stillgewässern, Knicks, Ruderal- und Staudenflä-
chen sowie einem Angelhäuschen. 
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Abbildung 15: Sicht aus dem Süden des Geltungsbereiches in den Norden 

Auswirkungen und Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung  

Das jetzige Erscheinungsbild der Eingriffsfläche als landwirtschaftliche Nutz-
flächen wird sich durch die Batteriespeicheranlage erheblich verändern. Die 
Fläche wird mit überbaut und eingezäunt. Sie wird dann nicht mehr als Acker-
fläche wahrnehmbar sein. 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass es bei Nichtdurchführung der Pla-
nung zu keinen Veränderungen des Landschaftsbildes kommen würde und die 
Flächen auch weiterhin landwirtschaftlich genutzt würden. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild werden durch den weit-
gehenden Erhalt der vorhandenen nach § 21 (1) Nr. 4 LNatSchG geschützten 
Knicks, Gehölzstreifen und Bäume vermieden bzw. gemindert. Aufgrund die-
ser Strukturen wird der Speicher im belaubten Zustand der Gehölze von den 
angrenzenden Flächen nicht wahrnehmbar sein, weil die Gehölzstrukturen 
den Blick verstellen.  

Zudem werden durch folgende Maßnahmen die Beeinträchtigungen auf das 
Landschaftsbild gemindert: 

▪ Weitgehender Erhalt bestehender Knicks und Bäume, d.h. Festsetzung 
erhaltenswürdiger Bäume im B-Plan. Die Knicks sind gemäß § 21 (1) Nr. 
4 LNatSchG geschützt und werden mit 5 m breiten Schutzstreifen ver-
sehen, die naturnah gestaltet und extensiv gepflegt werden. 
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▪ Festsetzung privater Grünflächen außerhalb der Baugrenze; diese fun-
gieren als Abstandsfläche zu den vorhandenen Knicks und Waldflächen. 

▪ Festsetzung einer Knickpflanzung als Eingrünung und weiteren Sicht-
schutz im Norden. 

10.4.1.8. Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Bestand (Basisszenario) 

Mit Ausnahme der Knicks als Elemente der historischen Kulturlandschaft sind 
im Geltungsbereich keine baulichen oder archäologischen Denkmale oder 
weitere Elemente der historischen Kulturlandschaft bekannt. 

Auswirkungen und Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung  

Die Knicks werden erhalten und in die Planung integriert. 

Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei Nichtdurchführung der Pla-
nung das Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter nicht verändert wird. 

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Gesonderte Ausgleichsmaßnahmen sind für das Schutzgut nicht erforderlich. 

10.4.1.9. Wechselwirkungen 
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Mensch - ▪ ■ - ▪ □ ■ ▪ ▪ 

Pflanzen □ - ■ - ■ □ ■ □ ▪ 

Tiere ▪ □ - - ▪ ▪ ▪ - - 

Fläche □ ▪ ■ - - - □ □ □ 

Boden □ ■ ▪ - - ■ □ □ ▪ 

Wasser □ ■ ■ - ■ - ▪ □ ▪ 

Klima / Luft ■ ■ ■ - - ▪ - - - 

Landschaftsbild □ - - □ □ - - - - 

Kulturgüter □ - - - - - - - - 

Einfluss von A auf B: ■ stark   □ mittel   ▪ wenig   - gar nicht 
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10.5. Berücksichtigung der Belange der Anlage 1 (2b) Buchstabe aa bis hh 
BauGB 

Baubedingte Wirkungen (aa) 

Man unterscheidet in temporäre und dauerhafte Beeinträchtigungen des Na-
turhaushaltes. Zum einen entstehen sie durch die Bauaktivitäten, die zur Um-
setzung der Planung vorgenommen werden müssen. Zum anderen werden sie 
durch die dann zulässigen Anlagen und Nutzungen entstehen. Diese Beein-
trächtigungen beschränken sich auf den Geltungsbereich und das nahe Um-
feld. 

Folgende Wirkungen ergeben sich daraus: 

1. Zunahme von Verkehr, Vibrationen, Erschütterungen, Staub und Lärm 
während der Bauphase 

2. Dauerhafter Verlust von Boden sowie der Bodenfunktionen durch 
Versiegelung 

3. Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die Bebauung 

Abrissarbeiten müssen nicht im Geltungsbereich vorgenommen werden. 

Die Bestandsaufnahme und Bewertung der einzelnen Schutzgüter hat erge-
ben, dass erhebliche bau- und anlagenbedingte Auswirkungen auf die Schutz-
güter sowie hinsichtlich deren Wechselwirkungen untereinander nicht zu er-
warten sind oder die möglichen Auswirkungen weitgehend minimiert bzw. 
kompensiert werden können. Darüber hinaus sind einige Beeinflussungen 
temporär und nach Abschluss der Bauphase nicht mehr wirkrelevant. Lang-
fristig sind ebenfalls keinen erheblichen Auswirkungen auf das Plangebiet und 
das nähere Umfeld zu erkennen. 

Anlagenbedingte Wirkungen (aa) 

Die anlagenbedingten Auswirkungen beschränken sich im Wesentlichen auf 
die dauerhafte Flächeninanspruchnahme und Versiegelung sowie die techni-
sche Überprägung des Landschaftsbildes durch den Batteriespeicher sowie 
die zugehörigen Anlagen und Einfriedungen. Erhebliche Luftschadstoffemissi-
onen oder Auswirkungen auf das Klima sind nicht zu erwarten. Unter Berück-
sichtigung der geplanten Eingrünungsmaßnahmen und des Erhalts des vor-
handenen Knicks können Auswirkungen auf das Landschaftsbild sowie auf 
Tiere und Pflanzen reduziert werden. Insgesamt sind die anlagenbedingten 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild sowie auf die beanspruchte Fläche be-
grenzt und als mittel einzustufen. 

Betriebsbedingte Wirkungen (aa) 

Sie wirken dauerhaft auch nach der Bauphase auf die Umgebung ein. 

Durch die Nutzung entstehen folgende Beeinträchtigungen: 

1. Leicht erhöhtes Verkehrsaufkommen während quartärlichen 
Wartungszwecken 

2. Erhöhte Lärmbelastung durch die geänderte Nutzung 

Der Geltungsbereich befindet sich in einem anthropogen überprägten Bereich, 
da er von drei Seiten an bestehenden Bebauung angrenzt. Die Abstände zu 
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den Knicks werden als ausreichender Schutz für die Beeinträchtigung 
angesehen. 

Prognosen zur Nutzung natürlicher Ressourcen (bb) 

Für die Umsetzung der Planung werden natürliche Ressourcen genutzt. Zwar 
sind die Ressourcen endlich (Boden, Fläche), aber dieser Eingriff kann als 
gering gewertet werden, da er vergleichsweise klein ist und von bestehender 
Bebauung umgeben ist. 

Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Strahlung sowie 
Verursachung von Belästigungen (cc) 

Eine geringe Beeinträchtigung durch den zusätzlichen Verkehr kann in dem 
Wohngebiet angenommen werden. 

Abfälle/Beseitigung und Verwertung (dd) 

Die Abfallentsorgung wird über die Satzung des Kreises geregelt und durch 
die Schmutzwasserentsorgung sind keine erheblichen Umweltauswirkungen 
zu erwarten. 

Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe und die Umwelt 
durch Unfälle und Katastrophen (ee) 

Risiken für die menschliche Gesundheit bestehen durch die Bebauung nicht. 
Eine geringe Beeinträchtigung für das kulturelle Erbe (Knicks) wird durch die 
Maßnahmen ausglichen. 

Kumulierung von Auswirkungen benachbarter Plangebiete, Bezug auf Gebiete 
spezieller Umweltrelevanz oder Nutzung natürlicher Ressourcen (ff) 

In der Umgebung zum Plangebiet befinden sich keine Natura 2000-Gebiete. 
Auswirkungen auf diese sind deshalb nicht zu erwarten. 

Auswirkungen der Planung auf das Klima/ Anfälligkeit des Vorhabens auf die 
Folgen des Klimawandels (gg) 

Die messbaren Auswirkungen auf das Klima werden sich nur kleinräumig auf 
das Mikroklima auswirken. Diese werden durch äußere Einflüsse auf diese 
Bereiche aus-geglichen, so dass keine ständigen Auswirkungen verbleiben. 

Klimaschädliche Emissionen werden durch die allgemeinen gesetzlichen 
Regelungen auf ein technisch vertretbares Maß reduziert. Darüber hinaus 
reichende erhebliche Auswirkungen auf das Klima sind nicht erkennbar. 

Eingesetzte Techniken und Stoffe (hh) 

Die voraussichtlich zum Einsatz kommenden Techniken und Stoffe 
entsprechen den Stand der Technik und werden üblicherweise durch 
gesetzliche Vorgaben geregelt. 

10.5.1. Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 
und Abwässern 

Eine Müllentsorgung ist für das Plangebiet nicht erforderlich, da kein Müll pro-
duziert wird. Sollte bei Wartungsarbeiten Müll anfallen, wird dieser unmittelbar 
vom Betreiber entsorgt. 



 

 
 Gemeinde Thumby, Begründung zum vhb. B-Plan Nr. 5 mit Umweltbericht 43 

 

Im Plangebiet fällt im Zuge des geplanten Vorhabens kein Wasser an. Die in-
nere Erschließung wird breit wasserdurchlässig ausgebildet und nicht flächig 
versiegelt. Die Versiegelung wird auf ein verträgliches Maß reduziert, um den 
natürlichen Wasserkreislauf, das Abfluss- und Versickerungsverhalten von 
Niederschlags-wasser und den Wasserrückhalt nicht nachteilig zu beeinträch-
tigen. 

Ein Entwässerungskonzept wird im weiteren Verlauf der Planung erstellt. 

10.5.2. Anfälligkeit für schwere Unfälle und Katastrophen 

Das Plangebiet dient der Errichtung eines Batteriespeichers einschließlich der 
erforderlichen Nebenanlagen. Grundsätzlich besteht bei Batteriespeichern ein 
geringes Risiko technischer Störfälle, insbesondere infolge eines Defektes ein-
zelner Batteriesysteme mit möglicher Brandentwicklung /Thermal Runaway. 
Die Anlagen werden jedoch nach den einschlägigen technischen Regelwerken 
und Sicherheitsstandards errichtet und verfügen über integrierte Überwa-
chungs-, Schutz- und Abschalteinrichtungen. Dadurch wird das Risiko eines 
schweren Unfalls auf ein geringes Maß reduziert. 

Von der Anlage gehen bei ordnungsgemäßem Betrieb keine erheblichen 
Emissionen oder Stofffreisetzungen aus. Erhebliche nachteilige Auswirkungen 
auf die Schutzgüter infolge schwerer Unfälle oder Katastrophen sind daher 
nicht zu erwarten. 

10.6. Zusätzliche Angaben 

10.6.1. Verwendete technische Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben / Kenntnislücken 

Für den vorliegenden Umweltbericht wurden die Ergebnisse vorhandener 
Fachplanungen (Landschaftsplan, Landschaftsrahmenplan), Gutachten und 
mögliche Internetrecherchen herangezogen. 

Nennenswerte Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben des 
Umweltberichtes sind nicht aufgetreten.  

10.6.2. Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der 
Durchführung des Bebauungsplanes auf die Umwelt 

Die Überwachung der Umweltauswirkungen (Monitoring) obliegt gem. § 4c 
BauGB der Gemeinde. Es sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

- Überwachung/Kontrolle und vertragliche Sicherung der Maßnahmen auf 
externen Ausgleichsflächen. 

- Überprüfung/Beachtung der Festsetzungen des Bebauungsplanes. 

In der nachfolgenden Tabelle 18 werden die Vermeidungs-, Minimierungs- und 
die Ausgleichsmaßnahmen zusammenfassend dargestellt. 

Tabelle 1: Zusammenfassung der Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen aller Schutzgüter (ei-
gene Darstellung) 

Schutzgüter Vermeidungs- und  
Minimierungsmaßnahmen 

Ausgleichsmaßnahmen 

Mensch 
-  Werden noch benannt - keine 
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Schutzgüter Vermeidungs- und  
Minimierungsmaßnahmen 

Ausgleichsmaßnahmen 

Pflanzen und 
Tiere 

Erhalt der Knicks und Bäume - Keine  

Fläche und Bo-
den 

-  - Bodenausgleich von 6.606 
m² über Ökokonto 

Wasser 
-  - Keine 

Luft und Klima 
 
 

 

-  - Keine 

Landschafts-
bild 

-  - Keine 

Kultur- und 
Sachgüter 

-   - keine 

10.7. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

In der nachfolgenden Tabelle werden die oben beschriebenen Umweltauswir-
kungen auf die einzelnen Schutzgüter kurz zusammengefasst und im Hinblick 
auf ihre Auswirkungen bewertet.  

Dabei werden die folgenden Bewertungskategorien verwendet:  

Geringe/ keine Auswirkungen: Die Planung hat nur unerhebliche 
(= geringe oder nicht feststellbare) nachteilige bzw. positive Umweltauswirkun-
gen. 

Erhebliche Auswirkungen: Es ist mit deutlichen Beeinträchtigungen von 
Schutzgütern zu rechnen. Für eine sachgerechte Abwägung ist eine sorgfäl-
tige Auseinandersetzung mit diesen Planungsfolgen erforderlich. Um die Aus-
wirkungen auszugleichen, sind geeignete Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnah-
men vorzusehen. 

Nicht umweltverträglich: Es sind schwerwiegende Umweltauswirkungen zu 
erwarten, z.B. infolge von Grenzwert- / Richtwertüberschreitungen oder sons-
tiger Nichterfüllung konkreter gesetzlicher Anforderungen. 

 

Tabelle 2: Zusammenfassung der Schutzgüter (eigene Darstellung) 

Schutzgut Bewertung 

Mensch Zusammenfassend werden die Auswirkungen für das Schutzgut Mensch 
als gering eingestuft. 

Flora Zusammenfassend werden die Auswirkungen für das Schutzgut Pflanzen 
als gering eingestuft. 

Fauna Durch die Vermeidungsmaßnahmen und den Knickausgleich werden die 
Auswirkungen für das Schutzgut Fauna als gering eingestuft. 
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Fläche Trotz der Verminderungsmaßnahmen, wie dem wasser- und luftdurchläs-
sigen Wegebau wird die Betroffenheit des Schutzgutes als erheblich ein-
gestuft. 

Boden Zusammenfassend werden die Auswirkungen für das Schutzgut Boden 
als erheblich eingestuft. 

Wasser Zusammenfassend werden die Auswirkungen für das Schutzgut Wasser 
als gering eingestuft. 

Klima/ Luft In Anbetracht der bereits vorhandenen Bebauung und des hohen Luft-
austausches können diese Beeinträchtigungen jedoch als gering einge-
stuft werden. 

Land-
schaftsbild/ 
Ortsbild 

Zusammenfassend werden die Auswirkungen für das Schutzgut Land-
schaftsbild als erheblich eingestuft. 

Kulturgüter 
und sons-
tige Sachgü-
ter 

Die Auswirkungen auf dieses Schutzgut werden als gering eingestuft. 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen und der innerhalb des 
Geltungsbereiches sowie auf den externen Ausgleichsflächen vorgesehenen 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wird der Bebauungsplan Nr. 5 der Ge-
meinde zusammenfassend als umweltverträglich eingestuft. 
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(BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden 
ist. 

Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung 
(BBodSchV) 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 9. 
Juli 2021, gem. Art. 5 Abs. 1 Satz 1 dieser V am 1. August 
2023 in Kraft getreten (BGBl. I S. 2598, 2716) 
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Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 08. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) ge-
ändert worden ist. 

Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImschG)  

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), 
das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 
26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist. 

Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG) 

Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 
S. 212), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. 
März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist. 

Landesnaturschutzgesetz 
Schleswig-Holstein 
(LNatSchG SH) 

Gesetz zum Schutz der Natur vom 24. Februar 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), letzte berücksich-
tigte Änderung: § 2 geändert (Art. 3 Nr. 4 Ges. v. 
06.12.2022, GVOBl. S. 1002). 

Landesplanungsgesetz 
(LPlG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 
2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 232), letzte berücksichtigte Än-
derung: § 22 geändert (Art. 6 Ges. v. 12.11.2020, GVOBl. 
S. 808)*  

[*Unberührt vom Neuzuschnitt der Planungsräume nach Artikel 1 § 3 
gelten die bestehenden Regionalpläne bis zu ihrer Neuaufstellung bezo-
gen auf die neuen Planungsräume weiter.] 
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Landesbauordnung 
Schleswig-Holstein (LBO 
SH) 

Landesbauordnung Schleswig-Holstein (BauO S-H) i.d.F. 
der Bek. v. 05. Juli 2024 (GVOBl. 2024-19), letzte berück-
sichtigte Änderung: § 58a geändert (Art. 5 Ges. v. 
13.12.2024, GVOBl. S. 875, 928). 

Planzeichenverordnung 
(PlanzV) 

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 
1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert 
worden ist. 
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Themenkarten Boden, Geologie, Naturschutz, Wasser, Landwirtschaft 

- enerpeak GmbH (2026): Begründung + Planzeichnung zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan „Batteriespeicherpark Girchingerfeld“ 

- enerpeak GmbH (2025): Begründung + Planzeichnung zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan „Energiespeicher Etzenricht III“ 
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Die Begründung wurde von der Gemeindevertretung am _________________ 
gebilligt. 

 

 

 

Gemeinde Thumby                                          Unterschrift / Siegel 

 

 

 

 

Datum………………       - Bürgermeister  

 

 

 

 


